
b) Reichsgericht

1) 17. Mai 1927 (VI 134/27

Bes.chlagnahme von Waren durch Belgien während der

Ruhrbesetzung.
i. Widerrechtliche Beschlagnahmen durch belgische Zallbehörden im

Ruhrgebiet sind zwar zunächst ohne rechtliche Wirkung geblieben; sie

.sind jedoch nachträglich durch das Londoner Schlußprotokoll und das
-Kohlenzer Abkommen völkerrechtlich sanktioniert worden.

-. Das Koblenzer Abkommen hat innerstaatliche Wirkung erlangt..

Tatbestand.&apos; Im November 1923, nach Aufgabe des passiven
Widerstandes, gegen die Besetzung des Rhein-Ruhrgebietes, üb&apos;ergab
die Klägerin der Beklagten Waren zur Beförderung nach Glasgow: Die

Waren wurden im Dezember 1923 in EmMerich von der belgischen Zoll-

behörde beschlagnahmt, weil sie ohne Ausfuhrbewilligung reisten. Die

.Beklagte hat demnächst die beschlagnahmte Ware von der belgischen,
Zollbehördegekauft und sie auf ihr Lager nach Ohligs zurückbefördert,
wo sie sich noch befindet.

Die Klägerin beantragt, die Beklagte zur unentgeltlichen Heraus-

gabe der Waren zu verurteilen. Das Oberlandesgericht hat die Klage
abgewiesen. Das Reichsgericht weist die, Revision zurück aus folgenden
.Gründen:

1) Bisher =veröffentlicht (Mai 1929)
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Die Revision ist unbegründet, soweit sie die Rechtsauffassung des

Oberlandesgerichts bekämpft, daß durch das Londoner Schlußprotokoll
-vom 16. August&apos;1924 Anlage III ArL i B i, Art. 4.a&quot; Abs. 2, Art. 4 b,
Art. 6 Abs. i (RGBL..,II S. 329 ff-) in Verbindung mit dem am io. Fe-

bruar 1925 bekannt gemachten Koblenzer Abkommenvom 20./28. Ok-

tober 1924 (RGBI. 11 S. 54) und dem Reichsgesetz vom 30. August
gerin an,1924 (RGB1. 11 S. 289) das Eigentum der Klä

* der beschlag-
nahmten Ware als erloschen anzusehen ist. Den Ausführungen des.Be-

,rufungsgerichts ist überall beizutreten.

Richtig ist&quot; was das Berufungsgericht ..auch nicht verkannt&apos; hat,
.daß die Beschlagnahme der Ware durch die belgische Zollbehörde ur-

sprünglich eine widerrechtliche war und daher das Eigentumsrecht der

Klägerin an der Ware nicht zum Untergang bringen und auf die Zoll-

behörde übertragen konnte. Aber durch das Londoner Schlußprotokoll
und das Koblenzer Abkommen ist der Rechtsbruch nachträglich völker-

rechtlich sanktioniert worden. Welchen Beweggründen, diese Sanktio--

nierung auf Seiten des DeutschenReiches entsprang, ist ohne Bedeutung.
Es mußte, umden völkerrechtswidrigen Machtzustand, der mit der Be

des Rhein- und Ruhrgebiets verbunden war, ein Ende zu machen&apos;
.ein modus vivendi gefunden dazu diente das-Londoner -

.Schlußprotokoll und das Koblenzer Abkommen. In diesen Staatsvere

trägen hat das .Deutsche Reich wohl oder übel sich mit dem bisherigen
-Machtzustand -abfinden und ihn so gelten lassen mussen, als ob er be7
rechtigt gewesen wäre, um seine Beseitigung für die Zukunft zu erzielen.,
In Verfolg dieses Zieles ist in dem Koblenzer Abkommen unter IV a,%

vereinbart worden, daß die Waren, deren Einziehung ordnungsmäßig
-durch förmlichen oder schriftlichen Verwaltungsakt vor dein 31. August
1924 0 Uhr ausgesprochen worden ist, sowie die vor. dem 21. Oktober

1924 bezahlten Beträge aus Zollvergleichen über solche Waren den-

interalliierten Dienststellen verfallen. Dem Berufungggericht muß darin

&apos;beigetreten werden, daß diese Vereinbarung sich auf alle Warenbeschlag--
-nahmen bezieht, die seit der Besetzung bis Zum 31. August 1924 erfolgt
sind, also auch auf die hier in Rede stehende Beschlagnahme.

Diese Vereinbarung hat durch das Gesetz vom 30. August 1924
-innerstaatliche Wirkung erlangt; denn indem es dem Londoner Schluß-

protokoll in § i seine Zustimmung erteilte, bezog sich diese Zustimmung
.auch auf dessen Art. 6, wonach die Einzelmaßnahmen und die technische

.Durchführung der Artikel 113, 2, 3 und 4 a in technischen Konferen-

zen zwischen den Vertretern der -betreffenden alliierten Behörden und,
.den beteiligten deutschen Verwaltungen beraten- werden sollten, die in

Koblenz und Düsseldorf stattzufinden hätten. Die genannte Verein-

-barung hat dadurch auch gesetzliche Wirkung für die deutschen Staats-

bürger erlangt, d. h. auch ihnen gegenüber gelten die beschlagnahmten
Waren als den interalliierten Dienststellen verfallen,- das Privateigentum
.an den Waren gilt als mit dem Zeitpunkt der Einziehung unter-

gegangen. Daraus folgt, daß die Klägerin ihr Eigentum an den Waren

verloren hat und die Beklagte deren rechtmäßige Eigentümerin geworden
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ist. Dazu war es nicht nötig, dem am i. September 1924 in Kraft ge-
tretenen Gesetz vom 30. August 1924 no&amp; besonders rückwirkende
Kraft beizulegen; die Rückwirkung ergibt sich aus der Vereinbarung
in dem KoblenzerAbkommen, welche die in derVergangenheit liegenden
Verhältnisse regelt.

Die Ansicht der Revision, die Aufhebung des Privateigentums hätte
nur durch ein verfassungänderndes Gesetz erfolgen können, ist abwegig.
Art. 153 RV., auf den die Revision sich beruft, läßt es zu, daß durch
einfaches Reichsgesetz eine Enteignung auch ohne Entschädigung zum

Wohle der Allgemeinheit,wie hier, verfügt wird.
Der auf das Eigentum der Klägerin gestützte Herausgabeanspruch

ist,daher vom Berufungsgericht&apos;mit Recht abgewiesen worden.
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